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Ungehaltene Reden ungeduldiger Frauen 

Ein Beitrag zum 120. Internationalen Frauentag am 8. März 2021 

 

Brigitte Rüb-Hering  

2. Stellv. Vorsitzende Verein für Fraueninteressen 

„Es ist höchste Zeit für Parität!“ 

Seit Mitte der 1980er Jahre engagiere ich mich ehrenamtlich im Verein für Fraueninteressen. 

Dort fand ich über Jahrzehnte höchst engagierte sowie gesellschafts- und frauenpolitisch 

aktive Frauen, die gemeinsam mit Gleichgesinnten für eine gerechte, solidarische 

Zivilgesellschaft als Basis einer demokratischen und geschlechtergerechten Staats- und 

Gesellschaftsordnung eintraten. 

Die überlieferten Erfahrungen unserer Mütter und Großmütter sowie der Gründungsfrauen 

des Vereins für Fraueninteressen waren für meine Vereinskolleginnen und mich Pflicht und 

Kür, sich mit Leidenschaft und Freude für die am Gemeinwohl orientierten, sozialen, 

beruflichen und politischen Interessen von Frauen einzusetzen.  

Mit dem über Jahrzehnte hart erkämpften und erstmalig 1919 wahrgenommenen 

Frauenwahlrecht war die Gleichberechtigung der Frauen mit den Männern noch lange nicht 

hergestellt. 

In der Zeit des Nationalsozialismus gingen viele Frauenrechte verloren und mussten in der 

Nachkriegszeit wieder neu erkämpft werden. 

Die vier „Mütter des Grundgesetzes“ von 1949 haben unter der Federführung von Elisabeth 

Selbert durchgesetzt, dass in Artikel 3 Absatz 2 Grundgesetz steht: „Frauen und Männer sind 

gleichberechtigt.“  

Erst 1958 – meinem Geburtsjahr – ist das Gleichberechtigungsgesetz in Kraft getreten, das 

die Gleichberechtigung von Frauen auch im Familienrecht gesetzlich verankerte. 
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Nur unter dem Druck der zweiten Frauenbewegung, die seit 1971 gegen die Benachteiligung 

und Diskriminierung von Frauen kämpfte, wurde das Bürgerliche Gesetzbuch aus dem Jahr 

1900 weiter reformiert: Das Eherechtsgesetz von 1976 beseitigte das gesetzliche Leitbild 

der Hausfrauenehe. 

Nach der Wiedervereinigung wurde 1994 das Grundgesetz in Artikel 3 Absatz 2 um Satz 2 

ergänzt. Er lautet: „Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung 

von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“ Mit 

dieser wichtigen Ergänzung können weitere gesetzliche Maßnahmen zur Gleichstellung von 

Frauen und Männern gut begründet werden, ihre Durchsetzung ist wiederum ein 

langjähriger Kampf. 

Die Folgen sind die immer noch sehr hohe Lohn- und Rentenlücke für Frauen sowie die 

ungleiche Verteilung der sozialen Arbeit. Eine Studie der UN ermittelte, dass Frauen im 

Vergleich zu Männern etwa das Dreifache der unbezahlten Sorgearbeit übernehmen. Frauen 

erfahren durch diese Missstände einen massiven Vermögensschaden und die Einschränkung 

ihrer gesellschaftlichen und politischen Teilhaberechte. Für die Nicht-Tätigkeit des 

Gesetzgebers zur Beseitigung dieser Nachteile sollten auf der Grundlage der 

volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung Schadensersatzansprüche für Frauen formuliert 

und juristisch eingeklagt werden. 

2014 hat der Verein für Fraueninteressen das „Aktionsbündnis Parité in den Parlamenten“ 

mit weiteren Frauenzusammenschlüssen und Frauenverbänden als Bündnispartnerinnen 

gegründet. Der Klageweg für die Reform der Wahlgesetze mit dem Ziel einer verpflichtenden 

paritätischen Gestaltung von Wahllisten und von Kandidaturen für Direktmandate wurde 

beschritten. Das Bundesverfassungsgericht ist als letzte Instanz angefragt, über die 

verfassungsgemäße Zulassung von Paritätsgesetzen zu entscheiden, um die offensichtliche, 

strukturelle Benachteiligung von Frauen zu beseitigen. 

Seit 1949 können Frauen ihr passives Wahlrecht nicht angemessen wahrnehmen. In den 

Parlamenten scheint für sie eine „gläserne Decke“ eingezogen. Sie können höchstens ein 

Drittel der Mandate erringen, oft sogar deutlich weniger. Doch da, wo Frauen fehlen, fehlen 

auch ihre Interessen, wie die beschämende Geschichte der Gleichstellung von Frauen 

beweist. 
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Mehr als 100 Jahre nach der Einführung des Frauenwahlrechts gilt:  

Es ist höchste Zeit für Parität! Denn wie Helene Weber am 2. Dezember 1949 im Deutschen 

Bundestag sagte: „Der reine Männerstaat ist das Verderben der Völker!“  

Brigitte Rüb-Hering 

2. stellvertretende Vorsitzende im Verein für Fraueninteressen 

 


